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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 24. Juni 1971 
verabschiedeten 


Bundesgesetz über individuelle Förderung 
der Ausbildung (Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz) — BAföG — 

— Drucksachen VI/ 1975, ^ VI/1975, VI/2352 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründe einberufen wird. 


Ko Schnick 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 25. Juni 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Bundesgesetz über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Bundesausbildungsförderungsgesetz) — BAföG — 


1. Zu § 3 Abs. 2 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Ausbildungsförderung wird für die Teil- 
nahme an Lehrgängen nichtstaatlicher Fernlehr- 
institute nur geleistet, wenn die vom Land be- 
stimmte zuständige Behörde bestätigt, daß der 
Lehrgang bei angemessenen Vertragsbedingun- 
gen nach Inhalt, Umfang und Ziel sowie nach 
pädagogischer und fachlicher Betreuung der 
Teilnehmer geeignet ist, auf den angestrebten 
Ausbildunglabschluß vorzubereiten. § 60 Abs. 4 
des Berufsbildungsgesetzes bleibt unberührt." 

Begründung 

Bei der Bestätigung der Förderungswürdigkeit 
eines nichtstaatlichen Lehrganges handelt es 
sich um eine Vollzugsmaßnahme im Rahmen 
dieses Gesetzes. Auf Zuständigkeiten außer- 
halb dieses Gesetzes, also auf Zuständigkeiten 
im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes, kann 
nicht zurückgegriffen werden. Die Durchführung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes er- 
folgt durch die Länder im Auftrag des Bundes 
(vgl. § 39 Abs. 1). Auch für die entsprediende 
Eignungsbeurteilung im Schulbereich sind die 
Länder zuständig (§ 2 Abs. 2). Bei der vorge- 
sehenen alternativen Zuständigkeit des Bundes- 
instituts für Berufsbildungsforschung einerseits 
und der zuständigen Landesbehörde anderer- 
seits ist auch das Verhältnis der Entscheidun- 
gen zueinander rechtlich nicht geklärt. So wäre 
es der Landesbehörde unbenommen, die Bestä- 
tigung zu erteilen, wenn das Bundesinstitut die 
Bestätigung vorher abgelehnt hat, und umge- 
kehrt. Eine sachgerechte Zuständigkeitsregelung 
kann, da dem Bundesinstitut nicht die Zustän- 
digkeit für Fernlehrgänge übertragen werden 
kann, die sich nicht auf das berufliche Bildungs- 
wesen beziehen, gemäß Art. 85 Abs. 1 GG nur 
durch die ausschließliche Zuständigkeit der Län- 
der getroffen werden. Dies dient der Einheit- 
lichkeit der Wahrung der Qualitätsmaßstäbe 
im Rahmen des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes; Vorarbeiten des Bundesinstitutes bei 
der Überprüfung von Lehrgängen können von 
der zuständigen Landesbehörde ggf. ohne er- 
neutes Prüfungsverfahren übernommen wer- 
den. 


2. Zu § 12 Abs. 2 

In Absatz 2 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Satz 1 gilt nur, wenn das angestrebte Aus- 
bildungsziel die Unterbringung außerhalb der 
elterlichen Wohnung erfordert." 

Begründung 

In § 1 ist ein Rechtsanspruch auf Ausbildungs- 
förderung für eine der Neigung, Eignung und 
Leistung entsprechende Ausbildung verankert. 

Kinder von Eltern mit geringem Einkommen 
werden aber Internatsschulen kaum besuchen 
können, wenn bei der Auswahl der Ausbil- 
dungsstätte deren räumliche Nähe maßgebend 
ist. Das Internatsschulwesen bietet in beson- 
derem Maße die MÖglidikeit, jede Begabung 
individuell zu fördern, wie es der Bildungsrat 
und die Bundesregierung in ihrem Bildungs- 
bericht 1970 empfohlen haben. Die zunehmende 
Differenzierung des Unterrichtsangebots und 
die Durchführung neuer Modellprogramme 
durch öffentliche und private Träger hat nur 
dann Sinn, wenn die freie Wahl der Schul- 
form, die für den einzelnen Schüler am besten 
geeignet ist, gewährleistet wird. Die vorge- 
schlagene Regelung stellt einen notwendigen 
Beitrag zum Abbau noch vorhandener Bildungs- 
gefälle und zur Verwirklichung des Gebots der 
Chancengleichheit dar. 

3. Zu § 12 nach Absatz 3 

Nach Absatz 3 ist folgender Absatz 3 a einzu- 
fügen: 

„(3 a) Als Bedarf für die im Absatz 1 
bezeichneten Auszubildenden, die bei ihren 
Eltern wohnen, gelten auch die notwendigen 
Kosten für die Fahrt zur Ausbildungsstätte, so- 
weit sie 10 DM monatlich übersteigen." 

Begründung 

Die in dem Ausbildungsförderungsgesetz vom 
19. September 1969 enthaltene Fahrkostenrege- 
lung hat der Deutsche Bundestag nicht in § 12 
aufgenommen, weil einige Länder ihre Fahr- 
kostenregelungen als institutioneile Ausbil- 
dungsförderung ansähen und an diesen Rege- 
lungen festhielten. 
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Soweit die Länder für eine unentgeltlich Betör- I 
derung unabhängig von der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Auszubildenden oder 
ihrer Angehörigen Sorge tragen, handelt es sich 
um eine institutionelle Förderungsmaßnahme, ; 
die der Schulgeld- und Lernmittelfreiheit vor- | 
gleichbar ist. Derartige Regelungen entsprechen ; 
nicht der in § 1 des Gesetzes enthaltenen Defi- i 
nitionen der „individuellen I'örderung". Da im | 
übrigen einem Schüler bei unentgeltlicher Be- 
förderung keine Fahrkosten entstehen, kommt 
eine besondere Berücksichtigung im Rahmen 
des § 12 nicht in Betracht. 

Würde der Bund den Ländern die unterschied- 
lichsten Regelungen der individuellen Fahr- 
1: Ostenerstattung überlassen, so käme er auch 
dein Verfassungsauftrag, Regelungen zur 
„Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensver- 
hältnisse über das Gebiet eines Landes hinaus" 
zu treffen, nicht nach. 


4. Zu § 13 Abs. 3 

Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die notwendigen Kosten für die tägliche 
Fahrt zur Ausbildungsstätte werden erstattet, 
soweit sie 20 DM monatlich übersteigen, je- 
doch nicht mehr als 60 DM." 

Begründung 

Die Unterscheidung bei der Höhe des Bedarfs, 
ob der Studierende am Ort der ykusbildungs- 
stätte oder außerhalb bei seinen Ellern wohnt, 
ist willkürlich. Studierende, die außerhalb des 
Hochschulorts wohnen, erhalten einen höheren 
Bedarf zuerkannt, obwohl sie z. T. die gleichen 
Fahrpreise entrichten müssen wie die Studie- 
renden am Hochschulort selbst, weil ein Ver- 
kehrsverbund mit Einheitstarifen besteht oder 
die nächstgelegene Flaltestelle für beide die- | 
selbe an der Stadtgrenze ist. Außerdem betra- | 
gen die Fahrkosten von außerhalb nicht not- i 
wendig 30 DM oder mehr monatlich. Anderer- 
seits kann der Fahrkostenbedarf auch wesent- 
lich höher sein als 30 DM monatlich, weil we- 
gen Wohnungsmangels in den Ballungsgebieten 
oft weite Fahrstrecken in Kauf genommen wer- 
den müssen. | 

Der von der Bundesregierung befürchtete Ver- | 
waltungsmehraufwand sollte im Interesse einer 
gerechteren Lösung in Kauf genommen werden. 

5. Zu § 17 

a) Es ist folgender Absatz 1 a einzufügen: 

„(1 a) Bei dem Besuch von Höheren Fach- 
schulen, Akademien und Hochschulen wird 
der Förderungsbetrag zu einem Drittel, 
höchstens jedoch bis zu dem Betrag von 
2400 DM als Darlehen geleistet. Dieser Dar- 
lehensbetrag mindert sich um 50 vom Flun- 


dert, wenn der Auszubildende die Abschluß- 
prüfung bestanden hat." 

b) In Absatz 1 ist vor der Ziffer „2" die Zif- 
fer „la," einzufügen. 

Begründung zu a) und b) 

Der neu einzufügende Absatz 1 a entspricht 
§ 17 Abs. 2 des Regierungsentwurfs. Mit der 
letztgenannten Bestimmung wurde im wesent- 
lichen die Aufteilung der Förderung in Pflicht- 
da.rlehen und verlorenen Zuschuß, die sich bei 
der derzeitigen Förderung nach dem Honnefer 
Modell bewährt hat, für den gesamten tertiären 
Eil dungsbereich übernommen. Dabei ist das 
Yerliültnis von Zuschuß und Pflichtdarlehen ge- 
genüber dein Llonnefer Modell für die Betrof- 
fenen günstiger gestaltet worden. Es ist kein 
ausreichender sachlicher Grund ersichtlich, von 
dieser Regelung abzugehen, die mit einer teil- 
weisen Eigenbeteiligung in Form eines auf 
2100 DL4 begrenzten Pflichtdarlehens die Ver- 
antwortlichkeit des Auszubildenden gegenüber 
der Allgemeinheit ansprechen will. 

Die vom Deutschen Bundestag beschlossene Än- 
derung des Regierungsentwurfs hat zwar z. Z. 
noch keine finanzielle Auswirkung. Sie wird 
aber Bund und Länder ab 1976 mit einem ge- 
schätzten Einnahmeausfall von 15 Mio DM, der 
jährlich steigen wird, belasten. Bei den hohen 
Lasten, die der Bereich von Bildung und Wis- 
senschaft in zunehmendem Maße für die öffent- 
liche Hand verursacht, müssen alle Minderein- 
nahmen, die nicht zwingend begründet sind, 
vermieden werden. 


6. Zu § 39 Abs. 5 

Absatz 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Jedes Land bestimmt die Behörden, die 
für die Entscheidungen nach § 2 Abs. 2, § 3 
Abs. 2 und 4 sowie § 42 Abs. 2 und 3 hinsicht- 
lich der Ausbildungsstätten und Fernlehrin- 
stitute, die ihren Sitz in diesem Land haben, 
zuständig sind." 

Begründung 

Die Festlegung einer einzigen Behörde in jedem 
Land stellt einen schwerwiegenden Eingriff in 
die Organisationsgewalt der Länder dar und wird 
den tatsächlichen Verhältnissen ressortmäßige 
Trennung von Schul- und Flochschulbereich — 
nicht gerecht. Das verständliche Anliegen einer 
vernünftigen Koordinierung kann auch ohne die 
Beauftragung einer einzigen Landesbehörde im 
Wege der Aufsicht verwirklicht werden. 


7. Zu § 42 Abs. 3 

In Absatz 3 ist Satz 1 zu streichen und in Satz 2 
das Wort „aller" zu ersetzen durch das Wort 
„der". 
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Begründung 

Die Mitwirkung der Förderungsausschüsse ist 
in zahlreichen Förderungsfällen erforderlich 
(siehe § 43). Wegen der verspäteten Verab- 
schiedung des Gesetzes ist es nicht möglich, die 
Bestimmungen über die Wahl der Mitglieder, 
die auf die jeweils sehr unterschiedlich struk- 
turierte einzelne Höhere Fachschule, Akademie, 
Hochschule und deren Fachbereiche abgestellt 
werden müssen, rechtzeitig vorzubereiten und 
in Kraft zu setzen sowie nach diesem Verfahren 
Neuwahlen durchzuführen und das Berufungs- 
verfahren für die Gewählten abzuschließen. Es 
würde deshalb zu nicht vertretbaren Verzöge- 
rungen bei der Bewilligung der Leistungen 
nach diesem Gesetz kommen. Im Interesse der 
zu fördernden Studierenden muß deshalb die 
Fassung der Regierungsvorlage wiederherge- 
stellt werden, die es z. B. auch ermöglicht, be- 
reits bestehende Förderungsausschüsse zu be- 
nennen. 


8. Zu § 56 

a) In Absatz 1 sind die Zahlen „65" und „35" 
durch die Zahlen „75" und „25" zu ersetzen. 

b) Es sind zu ersetzen: 

In Absatz 2 

die Zahl „35" durch die Zahl „25", 
in Absatz 3 

die Zahl „65" durch die Zahl „75" und 
in Absatz 4 

die Zahl „35" durch die Zahl „25". 
Begründung 

Im Hinblick auf die bevorstehenden beträcht- 
lichen Ausgabensteigerungen im gesamten Bil- 
dungsbereich, die ganz überwiegend die Haus- 
halte der Länder belasten, ist es unerläßlich, 
überall dort die Ausgabe in Grenzen zu halten 
und nach Möglichkeit sogar zurückzuführen, wo 
die finanzielle Beteiligung der Länder von der 
Sache her nicht zwingend geboten ist. Anderen- 
falls ist zu befürchten, daß notwendige Maß- 
nahmen auf dem Bildungssektor, die den Län- 
dern obliegen, nicht durchgeführt werden kön- 
nen. 

Um den Ländern die Erfüllung ihrer vordring- 
lichen Aufgaben im Bildungsbereich zu ermög- 
lichen und um seiner besonderen Mitverant- 
wortung Rechnung zu tragen, sollte der Bund 
deshalb 75 v. H. der Ausgaben übernehmen. Die 
vom Bund gewünschte Mitverantwortung der 
Länder kommt auch in einem Länderanteil von 
25 V. H. hinreichend zum Ausdruck. 

Wenn dem Verlangen nicht entsprochen werden 
sollte, wird der Bundesrat prüfen müssen, die 
Zustimmung zu dem Gesetz bis zum Abschluß 
der Verhandlungen über das Beteiligungsver- 
hältnis an der Umsatzsteuer ab 1972 zurückzu- 
stellen. Die Lastenverteilung in der durch das 


vorliegende Gesetz bestimmten Form kann von 
den Ländern unter Berücksichtigung ihrer kräf- 
tig steigenden Ausgabenverpflichtungen im 
sonstigen Bildungsbereich und auf anderen Ge- 
bieten, z. B. den Personalausgaben, nur bei 
einer befriedigenden Regelung der Steuerneu- 
verteilung getragen werden. 

9. Zu § 61 

In Satz 1 sind nach den Worten „die Hoch- 
schulen" die Worte „oder die bisher zuständi- 
gen Stellen" einzufügen. 

Begründung 

Im Saarland werden die künftigen Aufgaben 
der Ämter für Ausbildungsförderung vom Mini- 
ster für Kultus, Unterricht und Volksbildung 
wahrgenommen, soweit es die Förderung der 
Studenten der Pädagogischen Hochschule, der 
Musikhochschule und der Fachhochschule be- 
trifft. Für die im Gesetz festgelegte Übergangs- 
zeit soll es bei dieser Zuständigkeit zur Ver- 
meidung personeller Schwierigkeiten verblei- 
ben können. 


10. Zu § 61 

§ 61 Satz 2 ist durch folgende Sätze zu ersetzen: 
„Die Länder können abweichend von Satz 1 
bestimmen, daß eine Hochschule die Aufgaben 
des Amtes für Ausbildungsförderung für meh- 
rere Hochschulen wahrnimmt. Die Länder kön- 
nen ferner bestimmen, daß die Hochschulen die 
Studentenwerke zur Durchführung der von 
ihnen wahrzunehmenden Aufgaben heranzie- 
hen." 

Begründung 

Da insbesondere im Bereich der Fachhoch- 
schulen viele kleinere Ausbildungsstätten vor- 
handen sind, ist es unzweckmäßig, daß jede 
dieser Ausbildungsstätten die Aufgaben eines 
Amtes für Ausbildungsförderung wahrnimmt. 
Ferner sollte im Hinblick auf die Bestrebungen 
zur Schaffung von Gesamthochschulen die Mög- 
lichkeit gegeben sein, ein zentrales Amt für 
Ausbildungsförderung für mehrere Ausbil- 
dungsstätten zu schaffen. 

Die bisherige Fassung des § 61 Satz 2 berück- 
sichtigt nicht, daß die Zuständigkeit für die Ent- 
scheidung über die Mitwirkung der Studenten- 
werke bei der Ausbildungsförderung bei den 
Ländern liegen muß; es kann nicht hingenom- 
men werden, daß über diese wichtige Frage die 
Ausbildungsstätten in eigener Zuständigkeit 
entscheiden. 


11. Zu §61 

Die bisherige Fassung des § 61 wird Absatz 1. 
Es ist folgender Absatz 2 anzufügen: 
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„(2) Abweichend von § 45 Abs. 3 verbleibt 
es in den Fällen des § 60 Abs. 3 bis zum 
31. März 1972 bei der Zuständigkeit der am 
30. September 1971 zuständigen Hochschule." 


Begründung 

Für die Auslandsförderung im Hoch schulbereich 
ist nach § 45 Abs. 3 die Zuständigkeit eines 
zentralen Amtes vorgesehen, während bisher 
nach den Vorschriften des Honnefer Modells in 
den Fällen, in denen ein Inlandstudium im 
Ausland fortgesetzt wurde, die bisher zustän- 
dige Hochschule weiter zuständig blieb. Die 


Festlegung des zuständigen Amtes muß in 
einzelnen Ländern durch Ausführungsgesetz er- 
folgen. Es bedarf auch einer gewissen Frist, 
bis das zentrale Amt wegen der nun erheblich 
höheren Zahl der hier zusammengefaßten Fälle 
personalmäßig entsprechend ausgestattet ist. 
Wegen dieser auf die für eine rechtzeitige Vor- 
bereitung zu späte Verabschiedung des Geset- 
zes zurückzuführenden Schwierigkeiten muß 
eine Ubergangsregelung vorgesehen werden, 
die wenigstens für bereits bisher im Ausland 
geförderte Studierende eine ununterbrochene 
Zahlung der Förderung gewährleistet. Gerade 
Studenten im Ausland sind auf die fortlaufende 
Zahlung des Stipendiums dringend angewiesen. 
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